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RICHTLINIE 2000/31/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 8. Juni 2000 

über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der 
Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen 
Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den 

elektronischen Geschäftsverkehr “) 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Zielsetzung und Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie soll einen Beitrag zum einwandfreien Funktio­
nieren des Binnenmarktes leisten, indem sie den freien Verkehr von 
Diensten der Informationsgesellschaft zwischen den Mitgliedstaaten si­
cherstellt. 

(2) Diese Richtlinie sorgt, soweit dies für die Erreichung des in 
Absatz 1 genannten Ziels erforderlich ist, für eine Angleichung be­
stimmter für die Dienste der Informationsgesellschaft geltender inner­
staatlicher Regelungen, die den Binnenmarkt, die Niederlassung der 
Diensteanbieter, kommerzielle Kommunikationen, elektronische Verträ­
ge, die Verantwortlichkeit von Vermittlern, Verhaltenskodizes, Systeme 
zur außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten, Klagemöglichkei­
ten sowie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten betreffen. 

(3) Diese Richtlinie ergänzt das auf die Dienste der Informations­
gesellschaft anwendbare Gemeinschaftsrecht und läßt dabei das Schutz­
niveau insbesondere für die öffentliche Gesundheit und den Verbrau­
cherschutz, wie es sich aus Gemeinschaftsrechtsakten und einzelstaat­
lichen Rechtsvorschriften zu deren Umsetzung ergibt, unberührt, soweit 
die Freiheit, Dienste der Informationsgesellschaft anzubieten, dadurch 
nicht eingeschränkt wird. 

(4) Diese Richtlinie schafft weder zusätzliche Regeln im Bereich des 
internationalen Privatrechts, noch befaßt sie sich mit der Zuständigkeit 
der Gerichte. 

(5) Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf 

a) den Bereich der Besteuerung, 

b) Fragen betreffend die Dienste der Informationsgesellschaft, die von 
den Richtlinien 95/46/EG und 97/66/EG erfaßt werden, 

c) Fragen betreffend Vereinbarungen oder Verhaltensweisen, die dem 
Kartellrecht unterliegen, 

d) die folgenden Tätigkeiten der Dienste der Informationsgesellschaft: 

— Tätigkeiten von Notaren oder Angehörigen gleichwertiger Beru­
fe, soweit diese eine unmittelbare und besondere Verbindung zur 
Ausübung öffentlicher Befugnisse aufweisen; 

▼B
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— Vertretung eines Mandanten und Verteidigung seiner Interessen 
vor Gericht; 

— Gewinnspiele mit einem einen Geldwert darstellenden Einsatz 
bei Glücksspielen, einschließlich Lotterien und Wetten. 

(6) Maßnahmen auf gemeinschaftlicher oder einzelstaatlicher Ebene, 
die unter Wahrung des Gemeinschaftsrechts der Förderung der kultu­
rellen und sprachlichen Vielfalt und dem Schutz des Pluralismus die­
nen, bleiben von dieser Richtlinie unberührt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

a) „Dienste der Informationsgesellschaft “ Dienste im Sinne von Arti­
kel 1 Nummer 2 der Richtlinie 98/34/EG in der Fassung der Richt­
linie 98/48/EG; 

b) „Diensteanbieter “ jede natürliche oder juristische Person, die einen 
Dienst der Informationsgesellschaft anbietet; 

c) „niedergelassener Diensteanbieter “ ein Anbieter, der mittels einer 
festen Einrichtung auf unbestimmte Zeit eine Wirtschaftstätigkeit 
tatsächlich ausübt; Vorhandensein und Nutzung technischer Mittel 
und Technologien, die zum Anbieten des Dienstes erforderlich sind, 
begründen allein keine Niederlassung des Anbieters; 

d) „Nutzer“ jede natürliche oder juristische Person, die zu beruflichen 
oder sonstigen Zwecken einen Dienst der Informationsgesellschaft 
in Anspruch nimmt, insbesondere um Informationen zu erlangen 
oder zugänglich zu machen; 

e) „Verbraucher“ jede natürliche Person, die zu Zwecken handelt, die 
nicht zu ihren gewerblichen, geschäftlichen oder beruflichen Tätig­
keiten gehören; 

f) „kommerzielle Kommunikation “ alle Formen der Kommunikation, 
die der unmittelbaren oder mittelbaren Förderung des Absatzes von 
Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungsbilds eines Un­
ternehmens, einer Organisation oder einer natürlichen Person die­
nen, die eine Tätigkeit in Handel, Gewerbe oder Handwerk oder 
einen reglementierten Beruf ausübt; die folgenden Angaben stellen 
als solche keine Form der kommerziellen Kommunikation dar: 

— Angaben, die direkten Zugang zur Tätigkeit des Unternehmens 
bzw. der Organisation oder Person ermöglichen, wie insbeson­
dere ein Domain-Name oder eine Adresse der elektronischen 
Post; 

— Angaben in bezug auf Waren und Dienstleistungen oder das 
Erscheinungsbild eines Unternehmens, einer Organisation oder 
Person, die unabhängig und insbesondere ohne finanzielle Ge­
genleistung gemacht werden; 

▼B
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g) „reglementierter Beruf“ alle Berufe im Sinne von Artikel 1 Buch­
stabe d) der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch­
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung ab­
schließen ( 1 ), oder im Sinne von Artikel 1 Buchstabe f) der Richt­
linie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über eine zweite 
allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungs­
nachweise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG ( 2 ); 

h) „koordinierter Bereich“ die für die Anbieter von Diensten der In­
formationsgesellschaft und die Dienste der Informationsgesellschaft 
in den Rechtssystemen der Mitgliedstaaten festgelegten Anforderun­
gen, ungeachtet der Frage, ob sie allgemeiner Art oder speziell für 
sie bestimmt sind. 

i) Der koordinierte Bereich betrifft vom Diensteanbieter zu erfuel­
lende Anforderungen in bezug auf 

— die Aufnahme der Tätigkeit eines Dienstes der Informations­
gesellschaft, beispielsweise Anforderungen betreffend Quali­
fikationen, Genehmigung oder Anmeldung; 

— die Ausübung der Tätigkeit eines Dienstes der Informations­
gesellschaft, beispielsweise Anforderungen betreffend das 
Verhalten des Diensteanbieters, Anforderungen betreffend 
Qualität oder Inhalt des Dienstes, einschließlich der auf Wer­
bung und Verträge anwendbaren Anforderungen, sowie An­
forderungen betreffend die Verantwortlichkeit des Dienstean­
bieters. 

ii) Der koordinierte Bereich umfaßt keine Anforderungen wie 

— Anforderungen betreffend die Waren als solche; 

— Anforderungen betreffend die Lieferung von Waren; 

— Anforderungen betreffend Dienste, die nicht auf elektroni­
schem Wege erbracht werden. 

Artikel 3 

Binnenmarkt 

(1) Jeder Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, daß die Dienste der Infor­
mationsgesellschaft, die von einem in seinem Hoheitsgebiet nieder­
gelassenen Diensteanbieter erbracht werden, den in diesem Mitglied­
staat geltenden innerstaatlichen Vorschriften entsprechen, die in den 
koordinierten Bereich fallen. 

(2) Die Mitgliedstaaten dürfen den freien Verkehr von Diensten der 
Informationsgesellschaft aus einem anderen Mitgliedstaat nicht aus 
Gründen einschränken, die in den koordinierten Bereich fallen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die im An­
hang genannten Bereiche. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 19 vom 24.1.1989, S. 16. 
( 2 ) ABl. L 209 vom 24.7.1992, S. 25. Richtlinie zuletzt geändert durch die 

Richtlinie 97/38/EWG der Kommission (ABl. L 184 vom 12.7.1997, S. 31).



 

02000L0031 — DE — 17.02.2024 — 001.001 — 5 

(4) Die Mitgliedstaaten können Maßnahmen ergreifen, die im Hin­
blick auf einen bestimmten Dienst der Informationsgesellschaft von 
Absatz 2 abweichen, wenn die folgenden Bedingungen erfuellt sind: 

a) Die Maßnahmen 

i) sind aus einem der folgenden Gründe erforderlich: 

— Schutz der öffentlichen Ordnung, insbesondere Verhütung, 
Ermittlung, Aufklärung und Verfolgung von Straftaten, ein­
schließlich des Jugendschutzes und der Bekämpfung der 
Hetze aus Gründen der Rasse, des Geschlechts, des Glau­
bens oder der Nationalität, sowie von Verletzungen der 
Menschenwürde einzelner Personen, 

— Schutz der öffentlichen Gesundheit, 

— Schutz der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Wah­
rung nationaler Sicherheits- und Verteidigungsinteressen, 

— Schutz der Verbraucher, einschließlich des Schutzes von 
Anlegern; 

ii) betreffen einen bestimmten Dienst der Informationsgesellschaft, 
der die unter Ziffer i) genannten Schutzziele beeinträchtigt oder 
eine ernsthafte und schwerwiegende Gefahr einer Beeinträchti­
gung dieser Ziele darstellt; 

iii) stehen in einem angemessenen Verhältnis zu diesen Schutzzie­
len. 

b) Der Mitgliedstaat hat vor Ergreifen der betreffenden Maßnahmen 
unbeschadet etwaiger Gerichtsverfahren, einschließlich Vorverfahren 
und Schritten im Rahmen einer strafrechtlichen Ermittlung, 

— den in Absatz 1 genannten Mitgliedstaat aufgefordert, Maßnah­
men zu ergreifen, und dieser hat dem nicht Folge geleistet oder 
die von ihm getroffenen Maßnahmen sind unzulänglich; 

— die Kommission und den in Absatz 1 genannten Mitgliedstaat 
über seine Absicht, derartige Maßnahmen zu ergreifen, unter­
richtet. 

(5) Die Mitgliedstaaten können in dringlichen Fällen von den in 
Absatz 4 Buchstabe b) genannten Bedingungen abweichen. In diesem 
Fall müssen die Maßnahmen so bald wie möglich und unter Angabe 
der Gründe, aus denen der Mitgliedstaat der Auffassung ist; daß es sich 
um einen dringlichen Fall handelt, der Kommission und dem in Absatz 
1 genannten Mitgliedstaat mitgeteilt werden. 

(6) Unbeschadet der Möglichkeit des Mitgliedstaates, die betreffen­
den Maßnahmen durchzuführen, muß die Kommission innerhalb kür­
zestmöglicher Zeit prüfen, ob die mitgeteilten Maßnahmen mit dem 
Gemeinschaftsrecht vereinbar sind; gelangt sie zu dem Schluß, daß 
die Maßnahme nicht mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar ist, so 
fordert sie den betreffenden Mitgliedstaat auf, davon Abstand zu neh­
men, die geplanten Maßnahmen zu ergreifen, bzw. bereits ergriffene 
Maßnahmen unverzüglich einzustellen. 

▼B
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KAPITEL II 

GRUNDSÄTZE 

Abschnitt 1 — Niederlassung und Informationspflichten 

Artikel 4 

Grundsatz der Zulassungsfreiheit 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die Aufnahme und die 
Ausübung der Tätigkeit eines Anbieters von Diensten der Informations­
gesellschaft nicht zulassungspflichtig ist und keiner sonstigen Anforde­
rung gleicher Wirkung unterliegt. 

(2) Absatz 1 gilt unbeschadet der Zulassungsverfahren, die nicht 
speziell und ausschließlich Dienste der Informationsgesellschaft betref­
fen oder die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 97/13/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. April 1997 über einen 
gemeinsamen Rahmen für Allgemein- und Einzelgenehmigungen für 
Telekommunikationsdienste ( 1 ) fallen. 

Artikel 5 

Allgemeine Informationspflichten 

(1) Zusätzlich zu den sonstigen Informationsanforderungen nach 
dem Gemeinschaftsrecht stellen die Mitgliedstaaten sicher, daß der 
Diensteanbieter den Nutzern des Dienstes und den zuständigen Behör­
den zumindest die nachstehend aufgeführten Informationen leicht, un­
mittelbar und ständig verfügbar macht: 

a) den Namen des Diensteanbieters; 

b) die geographische Anschrift, unter der der Diensteanbieter nieder­
gelassen ist; 

c) Angaben, die es ermöglichen, schnell mit dem Diensteanbieter Kon­
takt aufzunehmen und unmittelbar und effizient mit ihm zu kom­
munizieren, einschließlich seiner Adresse der elektronischen Post; 

d) wenn der Diensteanbieter in ein Handelsregister oder ein vergleich­
bares öffentliches Register eingetragen ist, das Handelsregister, in 
das der Diensteanbieter eingetragen ist, und seine Handelsregister­
nummer oder eine gleichwertige in diesem Register verwendete 
Kennung; 

e) soweit für die Tätigkeit eine Zulassung erforderlich ist, die Angaben 
zur zuständigen Aufsichtsbehörde; 

f) hinsichtlich reglementierter Berufe: 

— gegebenenfalls der Berufsverband, die Kammer oder eine ähn­
liche Einrichtung, dem oder der der Diensteanbieter angehört, 

— die Berufsbezeichnung und der Mitgliedstaat, in der sie verlie­
hen worden ist; 

— eine Verweisung auf die im Mitgliedstaat der Niederlassung 
anwendbaren berufsrechtlichen Regeln und Angaben dazu, wie 
sie zugänglich sind; 

▼B 

( 1 ) ABl. L 117 vom 7.5.1997, S. 15.
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g) in Fällen, in denen der Diensteanbieter Tätigkeiten ausübt, die der 
Mehrwertsteuer unterliegen, die Identifikationsnummer gemäß Arti­
kel 22 Absatz 1 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Umsatzsteuer — Gemeinsames Mehrwertsteu­
ersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ( 1 ). 

(2) Zusätzlich zu den sonstigen Informationsanforderungen nach 
dem Gemeinschaftsrecht tragen die Mitgliedstaaten zumindest dafür 
Sorge, daß, soweit Dienste der Informationsgesellschaft auf Preise Be­
zug nehmen, diese klar und unzweideutig ausgewiesen werden und 
insbesondere angegeben wird, ob Steuern und Versandkosten in den 
Preisen enthalten sind. 

Abschnitt 2 — Kommerzielle Kommunikationen 

Artikel 6 

Informationspflichten 

Zusätzlich zu den sonstigen Informationsanforderungen nach dem Ge­
meinschaftsrecht stellen die Mitgliedstaaten sicher, daß kommerzielle 
Kommunikationen, die Bestandteil eines Dienstes der Informations­
gesellschaft sind oder einen solchen Dienst darstellen, zumindest fol­
gende Bedingungen erfuellen: 

a) Kommerzielle Kommunikationen müssen klar als solche zu erken­
nen sein; 

b) die natürliche oder juristische Person, in deren Auftrag kommer­
zielle Kommunikationen erfolgen, muß klar identifizierbar sein; 

c) soweit Angebote zur Verkaufsförderung wie Preisnachlässe, Zu­
gaben und Geschenke im Mitgliedstaat der Niederlassung des 
Diensteanbieters zulässig sind, müssen sie klar als solche erkennbar 
sein, und die Bedingungen für ihre Inanspruchnahme müssen leicht 
zugänglich sein sowie klar und unzweideutig angegeben werden; 

d) soweit Preisausschreiben oder Gewinnspiele im Mitgliedstaat der 
Niederlassung des Diensteanbieters zulässig sind, müssen sie klar 
als solche erkennbar sein, und die Teilnahmebedingungen müssen 
leicht zugänglich sein sowie klar und unzweideutig angegeben wer­
den. 

Artikel 7 

Nicht angeforderte kommerzielle Kommunikationen 

(1) Zusätzlich zu den sonstigen Anforderungen des Gemeinschafts­
rechts stellen Mitgliedstaaten, die nicht angeforderte kommerzielle 
Kommunikation mittels elektronischer Post zulassen, sicher, daß solche 
kommerziellen Kommunikationen eines in ihrem Hoheitsgebiet nieder­
gelassenen Diensteanbieters bei Eingang beim Nutzer klar und unzwei­
deutig als solche erkennbar sind. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 145 vom 13.6.1977, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 1999/85/EG (ABl. L 277 vom 28.10.1999, S. 34).
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(2) Unbeschadet der Richtlinien 97/7/EG und 97/66/EG ergreifen die 
Mitgliedstaaten Maßnahmen um sicherzustellen, daß Diensteanbieter, 
die nicht angeforderte kommerzielle Kommunikation durch elektro­
nische Post übermitteln, regelmäßig sog. Robinson-Listen konsultieren, 
in die sich natürliche Personen eintragen können, die keine derartigen 
kommerziellen Kommunikationen zu erhalten wünschen, und daß die 
Diensteanbieter diese Listen beachten. 

Artikel 8 

Reglementierte Berufe 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die Verwendung kommer­
zieller Kommunikationen, die Bestandteil eines von einem Angehörigen 
eines reglementierten Berufs angebotenen Dienstes der Informations­
gesellschaft sind oder einen solchen Dienst darstellen, gestattet ist, 
soweit die berufsrechtlichen Regeln, insbesondere zur Wahrung von 
Unabhängigkeit, Würde und Ehre des Berufs, des Berufsgeheimnisses 
und eines lauteren Verhaltens gegenüber Kunden und Berufskollegen, 
eingehalten werden. 

(2) Unbeschadet der Autonomie von Berufsvereinigungen und -or­
ganisationen ermutigen die Mitgliedstaaten und die Kommission die 
Berufsvereinigungen und -organisationen dazu, Verhaltenskodizes auf 
Gemeinschaftsebene aufzustellen, um zu bestimmen, welche Arten von 
Informationen im Einklang mit den in Absatz 1 genannten Regeln zum 
Zwecke der kommerziellen Kommunikation erteilt werden können. 

(3) Bei der Ausarbeitung von Vorschlägen für Gemeinschaftsinitia­
tiven, die erforderlich werden könnten, um das Funktionieren des Bin­
nenmarktes im Hinblick auf die in Absatz 2 genannten Informationen 
zu gewährleisten, trägt die Kommission den auf Gemeinschaftsebene 
geltenden Verhaltenskodizes gebührend Rechnung und handelt in enger 
Zusammenarbeit mit den einschlägigen Berufsvereinigungen und -orga­
nisationen. 

(4) Diese Richtlinie findet zusätzlich zu den Gemeinschaftsricht­
linien betreffend den Zugang zu und die Ausübung von Tätigkeiten 
im Rahmen der reglementierten Berufe Anwendung. 

Abschnitt 3 — Abschluß von Verträgen auf elektronischem Weg 

Artikel 9 

Behandlung von Verträgen 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß ihr Rechtssystem den Ab­
schluß von Verträgen auf elektronischem Wege ermöglicht. Die Mit­
gliedstaaten stellen insbesondere sicher, daß ihre für den Vertrags­
abschluß geltenden Rechtsvorschriften weder Hindernisse für die Ver­
wendung elektronischer Verträge bilden noch dazu führen, daß diese 
Verträge aufgrund des Umstandes, daß sie auf elektronischem Wege 
zustande gekommen sind, keine rechtliche Wirksamkeit oder Gültigkeit 
haben. 

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß Absatz 1 auf alle oder 
bestimmte Verträge einer der folgenden Kategorien keine Anwendung 
findet: 

a) Verträge, die Rechte an Immobilien mit Ausnahme von Mietrechten 
begründen oder übertragen; 

▼B
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b) Verträge, bei denen die Mitwirkung von Gerichten, Behörden oder 
öffentliche Befugnisse ausübenden Berufen gesetzlich vorgeschrie­
ben ist; 

c) Bürgschaftsverträge und Verträge über Sicherheiten, die von Per­
sonen außerhalb ihrer gewerblichen, geschäftlichen oder beruflichen 
Tätigkeit eingegangen werden; 

d) Verträge im Bereich des Familienrechts oder des Erbrechts. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, für welche der in 
Absatz 2 genannten Kategorien sie Absatz 1 nicht anwenden. Die Mit­
gliedstaaten übermitteln der Kommission alle fünf Jahre einen Bericht 
über die Anwendung des Absatzes 2, aus dem hervorgeht, aus welchen 
Gründen es ihres Erachtens weiterhin gerechtfertigt ist, auf die unter 
Absatz 2 Buchstabe b) fallende Kategorie Absatz 1 nicht anzuwenden. 

Artikel 10 

Informationspflichten 

(1) Zusätzlich zu den sonstigen Informationspflichten aufgrund des 
Gemeinschaftsrechts stellen die Mitgliedstaaten sicher, daß — außer im 
Fall abweichender Vereinbarungen zwischen Parteien, die nicht Ver­
braucher sind — vom Diensteanbieter zumindest folgende Informatio­
nen klar, verständlich und unzweideutig erteilt werden, bevor des Nut­
zer des Dienstes die Bestellung abgibt: 

a) die einzelnen technischen Schritte, die zu einem Vertragsabschluß 
führen; 

b) Angaben dazu, ob der Vertragstext nach Vertragsabschluß vom 
Diensteanbieter gespeichert wird und ob er zugänglich sein wird; 

c) die technischen Mittel zur Erkennung und Korrektur von Eingabe­
fehlern vor Abgabe der Bestellung; 

d) die für den Vertragsabschluß zur Verfügung stehenden Sprachen. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß — außer im Fall abwei­
chender Vereinbarungen zwischen Parteien, die nicht Verbraucher sind 
— der Diensteanbieter alle einschlägigen Verhaltenskodizes angibt, de­
nen er sich unterwirft, einschließlich Informationen darüber, wie diese 
Kodizes auf elektronischem Wege zugänglich sind. 

(3) Die Vertragsbestimmungen und die allgemeinen Geschäftsbedin­
gungen müssen dem Nutzer so zur Verfügung gestellt werden, daß er 
sie speichern und reproduzieren kann. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Verträge, die ausschließlich 
durch den Austausch von elektronischer Post oder durch damit ver­
gleichbare individuelle Kommunikation geschlossen werden. 

▼B
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Artikel 11 

Abgabe einer Bestellung 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß — außer im Fall abwei­
chender Vereinbarungen zwischen Parteien, die nicht Verbraucher sind 
— im Fall einer Bestellung durch einen Nutzer auf elektronischem 
Wege folgende Grundsätze gelten: 

— Der Diensteanbieter hat den Eingang der Bestellung des Nutzers 
unverzüglich auf elektronischem Wege zu bestätigen; 

— Bestellung und Empfangsbestätigung gelten als eingegangen, wenn 
die Parteien, für die sie bestimmt sind, sie abrufen können. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß — außer im Fall abwei­
chender Vereinbarungen zwischen Parteien, die nicht Verbraucher sind 
— der Diensteanbieter dem Nutzer angemessene, wirksame und zu­
gängliche technische Mittel zur Verfügung stellt, mit denen er Eingabe­
fehler vor Abgabe der Bestellung erkennen und korrigieren kann. 

(3) Absatz 1 erster Gedankenstrich und Absatz 2 gelten nicht für 
Verträge, die ausschließlich durch den Austausch von elektronischer 
Post oder durch vergleichbare individuelle Kommunikation geschlossen 
werden. 

Abschnitt 4 — Verantwortlichkeit der Vermittler 

▼M1 __________ 

▼B 

KAPITEL III 

UMSETZUNG 

Artikel 16 

Verhaltenskodizes 

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission ermutigen 

a) die Handels-, Berufs- und Verbraucherverbände und -organisatio­
nen, auf Gemeinschaftsebene Verhaltenkodizes aufzustellen, die 
zur sachgemäßen Anwendung der Artikel 5 bis 15 beitragen; 

b) zur freiwilligen Übermittlung der Entwürfe für Verhaltenskodizes 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft an die 
Kommission; 

c) zur elektronischen Abrufbarkeit der Verhaltenskodizes in den Spra­
chen der Gemeinschaft; 

▼B
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d) die Handels-, Berufs- und Verbraucherverbände und -organisatio­
nen, die Mitgliedstaaten und die Kommission darüber zu unterrich­
ten, zu welchen Ergebnissen sie bei der Bewertung der Anwendung 
ihrer Verhaltenskodizes und von deren Auswirkungen auf die Prak­
tiken und Gepflogenheiten des elektronischen Geschäftsverkehrs ge­
langen; 

e) zur Aufstellung von Verhaltenskodizes zum Zwecke des Jugend­
schutzes und des Schutzes der Menschenwürde. 

(2) Die Mitgliedstaaten und die Kommission ermutigen dazu, die 
Verbraucherverbände und -organisationen bei der Ausarbeitung und 
Anwendung von ihre Interessen berührenden Verhaltenskodizes im 
Sinne von Absatz 1 Buchstabe a) zu beteiligen. Gegebenenfalls sind 
Vereinigungen zur Vertretung von Sehbehinderten und allgemein von 
Behinderten zu hören, um deren besonderen Bedürfnissen Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 17 

Außergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß ihre Rechtsvorschriften 
bei Streitigkeiten zwischen einem Anbieter eines Dienstes der Informa­
tionsgesellschaft und einem Nutzer des Dienstes die Inanspruchnahme 
der nach innerstaatlichem Recht verfügbaren Verfahren zur außerge­
richtlichen Beilegung, auch auf geeignetem elektronischem Wege, nicht 
erschweren. 

(2) Die Mitgliedstaaten ermutigen Einrichtungen zur außergericht­
lichen Beilegung von Streitigkeiten, insbesondere in Fragen des Ver­
braucherrechts, so vorzugehen, daß angemessene Verfahrensgarantien 
für die Beteiligten gegeben sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten ermutigen Einrichtungen zur außergericht­
lichen Beilegung von Streitigkeiten, die Kommission über signifikante 
Entscheidungen, die sie hinsichtlich der Dienste der Informationsgesell­
schaft erlassen, zu unterrichten und ihr alle sonstigen Informationen 
über Praktiken und Gepflogenheiten des elektronischen Geschäftsver­
kehrs zu übermitteln. 

Artikel 18 

Klagemöglichkeiten 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die nach innerstaatlichem 
Recht verfügbaren Klagemöglichkeiten im Zusammenhang mit Diens­
ten der Informationsgesellschaft es ermöglichen, daß rasch Maßnah­
men, einschließlich vorläufiger Maßnahmen, getroffen werden können, 
um eine mutmaßliche Rechtsverletzung abzustellen und zu verhindern, 
daß den Betroffenen weiterer Schaden entsteht. 

(2) Der Anhang der Richtlinie 98/27/EG wird durch folgende Num­
mer ergänzt: 

„11. Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der 
Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektroni­
schen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt (‚Richtlinie über den 
elektronischen Geschäftsverkehr ‘) (ABl. L 178 vom 17.7.2000, 
S. 1).“ 

▼B
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Artikel 19 

Zusammenarbeit 

(1) Die Mitgliedstaaten müssen geeignete Aufsichts- und Unter­
suchungsinstrumente für die wirksame Umsetzung dieser Richtlinie be­
sitzen und stellen sicher, daß die Diensteanbieter ihnen die erforderli­
chen Informationen zur Verfügung stellen. 

(2) Die Mitgliedstaaten arbeiten mit den anderen Mitgliedstaaten 
zusammen; hierzu benennen sie eine oder mehrere Verbindungsstellen, 
deren Anschrift sie den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission 
mitteilen. 

(3) Die Mitgliedstaaten kommen Amtshilfe- und Auskunftsbegehren 
anderer Mitgliedstaaten oder der Kommission im Einklang mit ihren 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften so rasch wie möglich nach, auch auf 
geeignetem elektronischem Wege. 

(4) Die Mitgliedstaaten richten Verbindungsstellen ein, die zumin­
dest auf elektronischem Wege zugänglich sind und bei denen Nutzer 
von Diensten und Diensteanbieter 

a) allgemeine Informationen über ihre vertraglichen Rechte und Pflich­
ten sowie über die bei Streitfällen zur Verfügung stehenden Be­
schwerde- und Rechtsbehelfsmechanismen, einschließlich der prak­
tischen Aspekte der Inanspruchnahme dieser Mechanismen, erhalten 
können; 

b) Anschriften von Behörden, Vereinigungen und Organisationen er­
halten können, von denen sie weitere Informationen oder praktische 
Unterstützung bekommen können. 

(5) Die Mitgliedstaaten ermutigen dazu, die Kommission über alle 
signifikanten behördlichen und gerichtlichen Entscheidungen, die in 
ihrem Hoheitsgebiet über Streitigkeiten im Zusammenhang mit Diens­
ten der Informationsgesellschaft ergehen, sowie über die Praktiken und 
Gepflogenheiten des elektronischen Geschäftsverkehrs zu unterrichten. 
Die Kommission teilt derartige Entscheidungen den anderen Mitglied­
staaten mit. 

Artikel 20 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei Verstößen gegen 
die einzelstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie an­
zuwenden sind, und treffen alle geeigneten Maßnahmen, um ihre 
Durchsetzung sicherzustellen. Die Sanktionen müssen wirksam, verhält­
nismäßig und abschreckend sein. 

KAPITEL IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 21 

Überprüfung 

(1) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
dem Wirtschfts- und Sozialausschuß vor dem 17. juli 2003 und danach 
alle zwei Jahre einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie vor 

▼B
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und unterbreitet gegebenenfalls Vorschläge für die Anpassung dieser 
Richtlinie an die rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen Entwick­
lungen im Bereich der Dienste der Informationsgesellschaft, insbeson­
dere in bezug auf die Verbrechensverhütung, den Jugendschutz, den 
Verbraucherschutz und das einwandfreie Funktionieren des Binnen­
marktes. 

(2) Im Hinblick auf das etwaige Erfordernis einer Anpassung dieser 
Richtlinie wird in dem Bericht insbesondere untersucht, ob Vorschläge 
in bezug auf die Haftung der Anbieter von Hyperlinks und von Instru­
menten zur Lokalisierung von Informationen, Verfahren zur Meldung 
und Entfernung rechtswideriger Inhalte („notice and take down“-Ver­
fahren) und eine Haftbarmachung im Anschluß an die Entfernung von 
Inhalten erforderlich sind. In dem Bericht ist auch zu untersuchen, ob 
angesichts der technischen Entwicklungen zusätzliche Bedingungen für 
die in den Artikeln 12 und 13 vorgesehene Haftungsfreistellung erfor­
derlich sind und ob die Grundsätze des Binnenmarkts auf nicht ange­
forderte kommerziellen Kommunikationen mittels elektronischer Post 
angewendet werden können. 

Artikel 22 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie vor dem 17. januar 
2002 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon 
in Kenntnis. 

(2) Wenn die Mitgliedstaaten die in Absatz 1 genannten Vorschrif­
ten erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen 
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. 
Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

Artikel 23 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Artikel 24 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

▼B
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ANHANG 

AUSNAHMEN IM RAHMEN VON ARTIKEL 3 

Bereiche gemäß Artikel 3 Absatz 3, auf die Artikel 3 Absätze 1 und 2 keine 
Anwendung findet: 

— Urheberrecht, verwandte Schutzrechte, Rechte im Sinne der Richtlinie 
87/54/EWG ( 1 ) und der Richtlinie 96/9/EG ( 2 ) sowie gewerbliche Schutz­
rechte; 

— Ausgabe elektronischen Geldes durch Institute, auf die die Mitgliedstaaten 
eine der in Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 2000/46/EG ( 3 ) vorgesehenen 
Ausnahmen angewendet haben; 

— Artikel 44 Absatz 2 der Richtlinie 85/611/EWG ( 4 ); 

— Artikel 30 und Titel IV der Richtlinie 92/49/EWG ( 5 ), Titel IV der Richtlinie 
92/96/EWG ( 6 ) sowie die Artikel 7 und 8 der Richtlinie 88/357/EWG ( 7 ) und 
Artikel 4 der Richtlinie 90/619/EWG ( 8 ); 

— Freiheit der Rechtswahl für Vertragsparteien; 

— vertragliche Schuldverhältnisse in bezug auf Verbraucherverträge; 

— formale Gültigkeit von Verträgen, die Rechte an Immobilien begründen oder 
übertragen, sofern diese Verträge nach dem Recht des Mitgliedstaates, in 
dem sich die Immobilie befindet, zwingenden Formvorschriften unterliegen; 

— Zulässigkeit nicht angeforderter kommerzieller Kommunikation mittels elek­
tronischer Post. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 24 vom 27.1.1987, S. 36. 
( 2 ) ABl. L 77 vom 27.3.1996, S. 20. 
( 3 ) Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
( 4 ) ABl. L 375 vom 31.12.1985, S. 3. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 

95/26/EG (ABl. L 168 vom 18.7.1995, S. 7). 
( 5 ) ABl. L 228 vom 11.8.1992, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 

95/26/EG. 
( 6 ) ABl. L 360 vom 9.12.1992, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 

95/26/EG. 
( 7 ) ABl. L 172 vom 4.7.1988, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 

92/49/EG. 
( 8 ) ABl. L 330 vom 29.11.1990, S. 50. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 

92/96/EG.
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